
alphabetisch geordnet. Ihre Schreibweise ist textgleich mit den Schlag- oder Unter­
schlagworten, auf die verwiesen wird. 

Zusammenfassend ist festzustellen, daß im vorliegenden Sachregister unter den 
erfaßten Belegstellen eine Vielzahl Probleme angesprochen werden, die für die Lö­

sung globaler Menschheitsfragen, für das Voranschreiten der Wissenschaften, für 

die Entwicklung der Arbeiterbewegung und der theoretischen und politischen Tätig­

keit ihrer Parteien und Organisationen, für die Gestaltung einer sozialistischen Ge­

sellschaftsordnung von aktuellem Interesse sind. Das Sachregister stellt eine wert­

volle Hilfe beim zielgerichteten Studium der marxistischen Theorie, bei der vollen Er­

schließung ihres Ideenreichtums und beim raschen Auffinden gesuchter Sachver­
halte und Aussagen dar. 

Dokumentation 

Telegramme, Briefe und Berichte 
des russischen Gesandten in Berlin 
aus der Zeit der Pariser Kommune 

Den bereits im Heft 28 der "Beiträge zur Marx-Engels-Forschung" veröffentlichten 

Briefen und Telegrammen folgen nunmehr die Berichte des Grafen Pawel Petro­

witsch d'Oubril an seinen Kanzler und Außenminister, den Fürsten Alexander Mi­

chailowitsch Gortschakow. Waren vor allem die inzwischen publizierten Tele­

gramme dazu bestimmt, die Regierung in St. Petersburg auf schnellstem Wege und 

in aller Kürze von besonders wichtigen Ereignissen in Kenntnis zu setzen, so boten 

die zahlreichen Berichte dem russischen Gesandten in einem weitaus höheren Maße 

die Möglichkeit, eben diese Ereignisse im Frühjahr 1871 in ihren Zusammenhang zu 

stellen und von seinem Standpunkt aus zu interpretieren. 

Gestatteten schon die Briefe und Telegramme des russischen Gesandten einen 

Blick hinter die Kulissen offizieller Politik, so enthalten seine Berichte ein noch we­

sentlich umfang reich eres Fakten materia I fü r die Erforsch ung der ko nterrevo I utionä­

ren Rolle Preußen-Deutschlands bei der Niederschlagung der Pariser Kommune. Die 

in weiten Passagen seiner Berichte wörtlich zitierten Äußerungen aus den Unterre­

dungen mit Bismarck, dem Staatssekretär Thile vom Auswärtigen Amt oder gar mit 

Kaiser Wilhelm, vermitteln einen unmittelbaren Eindruck über deren wahre Meinung 

und Einstellung zu dem Pariser Arbeiteraufstand, zur Versailler Regierung oder zu 

den Friedensverhandlungen zwischen Deutschland und Frankreich. Im Unterschied 

zu den abgewogenen und für die Öffentlichkeit bestimmten Erklärungen über eine 

sogenannte Politik der Nichteinmischung in die inneren Angelegenheiten Frank­

reichs zeigen sich die Repräsentanten des soeben unter Preußens Führung geeinten 

Deutschlands in diesen vertraulichen Gesprächen als die engagiertesten Vertreter 

der internationalen Konterrevolution bei der Zerschlagung der Pariser Kommune­

dieser "Regierung der Arbeiterklasse", die Marx in seinem "Bürgerkrieg in Frank­

reich" als "das Resultat des Kampfs der hervorbringenden gegen die aneignende 

Klasse, die endlich entdeckte politische Form, unter der die ökonomische Befreiung 

der Arbeit sich vollziehen konnte"1, kennzeichnete. 

Kaum waren die ersten Nachrichten über die Pariser Arbeiterrevolution in Berlin 

eingetroffen, nahm sich Bismarck die Zeit, um dem russischen Gesandten in einem 

ausführlichen Gespräch seinen Plan zur Eroberung von Paris, "von welchem die Ro­
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ten soeben Besitzergriffen" hatten, zu entwickeln. Er informierte den diplomatischen 

Vertreter des Zarenreichs, daß er der nach Versailles geflüchteten Regierung nicht 

nur den militärischen Beistand der preußisch-deutschen Besatzungstruppen ange­

boten habe, sondern auch bereit wäre, durch die zügige Entlassung französischer 

Kriegsgefangener die Konzentration einer konterrevolutionären Streitmacht vor den 

Toren der französischen Hauptstadt zu unterstützen. "Wir können nur mit unendli­

cher Vorsicht vorgehen, um die gegenwärtige Regierung nicht dem Vorwurf auszu­

setzen, mit den Feinden Frankreichs zu paktieren", Bismarck als versierter, vor­

sichtig taktierender Diplomat zu bedenken, um dann allerdings sofort, seiner wahren 

Natur entsprechend, im Kommandoton des preußischen Junkers hinzuzufügen, daß 

man die Sache selbst in die Hand nehmen werde, wenn es der Regierung in Versail­

les nicht gelingen sollte, den Aufstand niederzuwerfen. ",Von den Forts im Osten', 

hat er mir u.a. gesagt, ,können wir im Notfall jeden Augenblick Paris zermalmen,,,2, 

notierte Oubril aus dem Gespräch mit Bismarck, das in den Abendstunden des 
20. März 1871 stattgefunden hatte. 

Schon wenig später konnte der russische Gesandte über eine Vereinbarung zwi­

schen der deutschen und der VersaHler Regierung nach Petersburg berichten. 

"Durch diese Vereinbarung", lesen wir in seinem Bericht Nr.85 vom 6.April, "kann 

die Exekutive in ihrer Hauptstadt bis 100000 Mann unterhalten, davon 80000 regu­

läre Truppen und 20000 zuverlässige Nationalgarden. ,,3 Dabei ging es um die zwi­

schen dem Generalgouverneur von Fabrice und den Vertretern der Versailler Regie­

rung am 28. März in Rouen abgeschlossene Militärkonvention. Preußen-Deutsch­

land erlaubte Thiers und Favre nicht nur die in den Friedenspräliminarien vereinbarte 

Truppenstärke der Pariser Garnison mehr als zu verdoppeln, sondern erklärte sich 

sogar bereit, im Interesse einer raschen Unterdrückung des Aufstandes in Paris für 

eine beschleunigte Rückführung der Offiziere und Mannschaften aus den deutschen 
Kriegsgefangenenlagern Sorge zu tragen.4 

Diese und andere Informationen des Generalleutnants Fabrice, der als General­

gouverneur die Geschäfte 8ismarcks in Frankreich besorgte, standen dem russi­

schen Gesandten nahezu uneingeschränkt zur Verfügung. Sie bildeten den Aus­

gangspunkt für die zahlreichen Gespräche, die er mit dem Staatssekretär Thile vom 

Auswärtigen Amt in derWilhelmstraße über die Lage in und um Paris führte. Da wur­

den Zweifel laut, ob Thiers trotz aller großzügig gewährten militärischen Unterstüt­

zung überhaupt in der Lage sein werde, Paris zu erobern. Mit Besorgnis wurden in 

diesen Unterredungen die minimalen militärischen Erfolge der Regierungstruppen 

registriert und sogar SpekUlationen darüber angestellt, welche Konsequenzen sich 

wohl für die deutschen Besatzungstruppen ergeben könnten, falls es zu einer friedli­

chen Beilegung des Konflikts kommen sollte. Über all das hat Pawel Petrowitsch 

d'Oubril in allen Einzelheiten seine Regierung in Petersburg unterrichtet, so daß 

seine Berichte sogar einen ersten Einblick in die bis jetzt leider noch unveröffentlichte 

umfangreiche Korrespondenz zwischen dem Reichskanzler Bismarck und seinem 

Generalgouverneur in Frankreich, dem sächsischen Kriegsminister Alfred von 

Fabrice, gewähren.5 

In der BeriChterstattung des russischen Gesandten über die aktive Mitwirkung 

Preußen-Deutschlands bei der Niederschlagung der Pariser Kommune findet auch 

die für die bürgerliche Geschichtsschreibung delikate Frage ihre wahrheitsgetreue 

Beantwortung, mit welcher Skrupellosigkeit sich Bismarck seine Bütteldienste von 

der Versailler Regierung bezahlen ließ und welche erpresserischen Methoden der 

Kanzler anwandte, um von ihr die Unterschrift unter den Friedensvertrag zu erzwin­

gen. Marx kannte zwar nicht die konkreten Details der Verhandlungen zwischen Ber­

lin und Versailles, aber aus dem allgemeinen Gang der Dinge kam er bei der Nieder­

schrift seiner Adresse über den "Bürgerkrieg in Frankreich" zu der bemerkenswerten 

Feststellung, daß Bismarck die fanzösischen Kriegsgefangenen "in Abschlagszah­

lungen losließ, hinreichend einerseits den Bürgerkrieg in Gang und andrerseits Ver­

sailles in kriechender Abhängigkeit von Preußen zu halten u6
• Die Gespräche Oubrils 

mit dem Staatssekretär Thile und die uns darüber vorliegenden Berichte des russi­

schen Gesandten bestätigen, wie recht Marx mit seiner Einschätzung hatte. "In den 

deutschen Ministerkreisen wird der Aufstand der Roten und der Bürgerkrieg, der 

eine Folge davon ist, eher als vorteilhaft angesehen", hieß es zum Beispiel in einem 

der Berliner Gesandtschaftsberichte. 7 

Grundsätzlich war man sich natürlich in Berlin wie auch in Petersburg darüber ei­

daß eine Arbeiterregierung in Paris nicht nur die bürgerliche Ordnung in Frank­

reich gefährde. Auch auf die revolutionäre Bewegung in den Nachbarländern übte 

der Kampf dßr Pariser Kommunarden einen zunehmenden Einfluß aus. "Wenn der 

Sozialismus daraus als Sieger hervorgehen sollte und wenn er sich dann auf die 

Schweiz und auf Belgien werfen würde, wo er ein günstiges Terrain vorfände, dann 

könnten sich ernsthafte Schwierigkeiten für ganz Europa ergeben, deren verderbli­

che Wirkungen Deutschland selbst zu spüren bekäme", warnte Oubril seine Regie­

rung in Petersburg. Er erntete damit die wohlwollende Zustimmung des russischen 

Zaren wie aus den Marginalien Alexander 11. auf dem Bericht Nr.91 vom 18.April 

1871 ersichtlich ist.8 

Ebenso war sich Preußen-Deutschland, ungeachtet aller diplomatischen Winkel­

züge und kleinlicher Schikanen im Zusammenhang mit den Friedensverhandlungen, 

stets seiner Rolle als Vorreiter der internationalen Konterrevolution bewußt, erwie­

sen sich Bismarck und Moltke als zuverlässige Partner der Versailler Regierung bei 

der Zerschlagung der Pariser Kommune. Fürst Bismarck wird es sich zur Aufgabe 

machen, "den endgültigen Frieden zu sichern, indem er den Ausflüchten von Herrn 

Thiers und dem Chaos in Paris ein Ende setzt"9, berichtete Oubril vor der Abreise des 

Kanzlers zu den Friedensverhandlungen in Frankfurt am Main. Und nachdem Jules 

Favre am 10. Mai mit seiner Unterschrift unter das Friedensdiktat auf Elsaß-Lothrin­
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gen verzichtet und einer Kriegsentschädigung in Milliardenhöhe zugestimmt hatte, 

da waren auch die Tage der Kommune gezählt. Oubril informierte über die militäri­

schen Maßnahmen der preußisch-deutschen Besatzungstruppen, welche "die Ope­

rationen der Versailler erleichtern. Herr von Thile sagte mir, daß sie den Norden und 

Osten der Hauptstadt hermetisch blockieren, wobei sie den Truppen der republikani­

schen Regierung gestatten, durch ihre Linien hindurch zu gehen", lesen wir in dem 

Gesandtschaftsbericht Nr. 1 08 vom 18. Mai 1871.10 

In den Nachrnittagsstunden des 21. Mai gelang es der Versailler Soldateska, in das 

von den Kommunarden heldenhaft verteidigte Paris einzudringen. Dubril erfuhr 

diese von den Feinden der Kommune in aller Welt mit Spannung erwartete Nachricht 

im Berliner Schloß der Hohenzollern, wo sich der russische Gesandte stets besonde­

rer Aufmerksamkeit und sogar Bevorzugung erfreute. Immerhin war sein Dienstherr, 

Zar Alexander 11., der Neffe des deutschen Kaisers. Wie wir aus einem der Gesandt­

schaftsberichte erfahren, ließ es sich Wilhelm I. nicht nehmen, den Geburtstag sei­

nes lieben Anverwandten alljährlich mit einem Galadiner in den Räumen seines 

Schlosses zu begehen. 11 Wo sich heute auf dem Marx-Engels-Platz der Palast der Re­

publik befinrlet, dort erreichte den russischen Gesandten im Kreise der Hohenzollern 

die Nachricht von dem Beginn der Kämpfe in der französischen Hauptstadt. Die Kai­

serin geruhte, "uns in dem Augenblick davon in Kenntnis zu setzen, als wir uns um 

die Teetafelihrer Majestät versammelt hatten". Für Kaiser Wilhelm war die Meldung 

aus Paris "ein großes Ereignis" im Dienste des Friedens.12 

Und so urteilte Kal'I Marx über dieses "große Ereignis", zu dem der deutsche Kai­

ser und der Gesandte des russischen Zaren in Berlin sich gegenseitig beglück­

wünschten' "Daß nach dem gewaltigsten Krieg der neuern Zeit die siegreiche und 

die Armee sich verbünden zum gemeinsamen Abschlacnten des Proleta­

riats - ein so unerhörtes Ereignis beweist, nicht wie Bismal'ck glaubt, die endliche 

der sich emporarbeitenden neuen Gesellschaft, sondern die voll­

ständige Zerbröcklung der alten Bourgeoisgesellschaft. Der höchste heroische Auf­

war, ist der Nationalkrieg, und die­

ser erweist sich jetzt als reiner Regierungsschwindel, der keinen andern Zweck mehr 

hat, als den Klassenkampf hinauszuschieben, und der beiseite fliegt, sobald der Klas­

senkampf im Bürgerkrieg auflodert. Die Klassenherrschaft ist nicht länger imstande, 

sich unter einer nJtionalen Uniform zu verstecken; die nationalen Regierungen sind 

eins gegenüber dem Proletariatr u13 Dem wäre an sich nichts hinzuzufügen. Es sei 

denn der Hinweis, daß Marx diese Sätze in seiner Adresse über den "Bürgerkrieg in 

Frankreich U geschrieben hat als eine der Lehren aus den heroischen Kämpfen der 

Himmelsstürmer von Paris, die im Frühjahr 1871 zum erstenmal versucht hatten, 

eine sozialistische Gesellschaft zu errichten. 

Abschließend noch einmal herzlichen Dank all jenen, die mich bei der Veröffentli­

der Telegramme, Briefe und Berichte des russischen Gesandten in Berlin aus 

den Tagen der Pariser Kommune unterstützt haben. Das gilt für die Übersetzung aus 

dem Französischen durch Martha Steg lieh ebenso wie für das Archiv der Außenpoli­

tik Rußlands in Moskau, mit dessen freundlicher Genehmigung die im folgenden ab­
gedruckte Auswahl der Berichte des Pawel Petrowitsch d'Oubrii erfolgt. 

Erich Kundel 
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Teil 11: Berichte des russischen Gesandten in Berlin, 

Pawel Petrowitsch d'Oubril, an den Kanzler und Außenminister, 

Alexander Michailowitsch Gortschakow, in St. Petersburg 


Nr.62 vom 18. März 1871 (Auszug) 

Herr Kanzler, 

Wie ich die Ehre hatte, Eure Exzellenz telegraphisch zu benachrichtigen, ist der Kaiser 

und König gestern gegen 17 Uhr nach Berlin zurückgekehrt. Die Mitglieder der Kö­

niglichen Familie, die Würdenträger des Landes und des Hofes warteten auf dem 

Bahnhof. Die Begegnung zwischen Seiner Majestät und der Königin-Witwe 14, die 

trotz ihrer Gebrechlichkeit aus Charlottenburg in die Stadt gekommen war, um den 

erhabenen Sieger von Sedan zu begrüßen, war sehr bewegend. 


Der Kaiser und König hat danach den Grafen von Bismarck mehrmals umarmt und 
ihm mit Tränen in den Augen für seine Erfolge gedankt, die er ihm gern zuschrieb. 

"Auch Sie", hat Seine Majestät danach zu den anwesenden Hofpredigern gesagt, 
"haben zu unseren Erfolgen durch Ihre Gebete beigetragen." 

Nr. 63 110m 18. März 1871 (Auszug) 

Herr Kanzler, 

Wie ich die Ehre hatte, Eurer Exzellenz anzuzeigen, ist Herr Balan, Minister von Preu­

ßen in Brüssel, zum ersten, und Graf von Arnim, Vertreter Preußens in Rom, zum 

zweiten Bevollmächtigten für die endgültigen Friedensverhandlungen mit Frank­

reich ernannt worden. 


Graf Arnim begibt sich morgen nach Brüssel. Die Verhandlungen sollen dort am 
kommenden Montag, dem 20. März, beginnen 15 

Man glaubt hier an lange und mühsame Beratungen. So ist wenigstens die An­
sicht, die Herr von Thile mir soeben dargelegt hat. 

Nr. 67 vom 23. März 1871 (Auszug) 
Herr Kanzler, 
Graf von Bismarck hat mich am Abend des 20. dieses Monats empfangen. '6 Da ich 
ihn seit seiner Rückkehr zum ersten Mal sah, richtete ich meine Glückwünschezu den 
gewaltigen Erfolgen der Armee und zu diesem Krieg an ihn, welchen Deutschland so 
ruhmreich zu einem guten Ende geführt hat. Ich hob gleichzeitig die Sympathien und 
die Bewunderung Seiner Majestät des Kaisers für diese schönen Siege hervor. 

Grafvon Bismarck antwortete mir, daß unser Erlauchter Herr in der Tatwährend all 
dieser Augenblicke der Prüfungen vollkommen für Preußen gewesen war, das sei 
aber nicht bei jedermann der Fall gewesen, und zum Beweis führte er die Haltung des 
englischen Kabinetts an, das schon aus Prinzip Frankreich mehr zugeneigt gewesen 
wäre als Deutschland. 

Da sich unser Gespräch um den letzten Krieg drehte, fragte ich den Kanzler, ob die 
gegenwärtige Lage von Paris, von welchem die Roten soeben Besitz ergriffen hätten, 
ihn nicht beunruhige und ob er diesem mehr als in einer Beziehung beklagenswerten 

Zustand der Dinge Gefährlichkeit zuschreibe. Tatsächlich könnte die siegreiche Re­
volution den in Versailles geschlossenen Frieden in Frage stellen und neue sowie 
mühsame Anstrengungen erfordern. 

Herr von Bismarck faßte diese Situation mit Ruhe und ohne zu große Besorgnis ins 
Auge. Er hielt Thiers für einen energischen und intelligenten Mann. Seiner Ansicht 
nach hätte er den einzig möglichen Entschluß gefaßt, sich nach Versailles zurückzu­
ziehen und dort die Versammlung und die Regierung zu konzentrieren. 

Dieser Entschluß habe ihn nicht überrascht. Ähnliche Unruhen waren in Paris bei­
nahe sofort nach der Unterzeichnung der Präliminarien ausgebrochen. Favre sei dar­
über sehr erregt gewesen und hätte nach Bordeaux berichtet. Das Antworttele­
gramm, das Thiers dann im Klartext an ih n gerichtet hat und das du rch die Hä nde des 
deutschen Hauptquartiers gegangen war, habe sehr detailliert das Programm wie­
dergegeben, das der Chef der Exekutivgewalt in diesem Augenblick ins Werk setzte. 

Bereits damals sei es seine Intention gewesen, sich nach Versailles zurückzuziehen 
und dort alle Kräfte zu konzentrieren. Er habe gleichzeitig den Militärbehörden von 
Paris vorgeschrieben, in den Straßen der Hauptstadt keine Teilkämpfe in Gang zu 
bringen, sondern sich zwischen der Seine und den Champs Elysees zu konzentrieren 
und, wenn es sein müßte, die Stadt zu räumen und sich nach Versailles zurückzuzie­
hen. 

"Die Regierung", bemerkte Graf von Bismarck hier, "kann in dieser Position ab­
warten, während sie Paris in seinem Saft schmoren läßt. Wir können ihr unsererseits 
durch unsere Besetzung der Ostforts zu Hilfe kommen. Es würde ausreichen, die Ein­
schließung von dieser Seite aus beizubehalten und die Verbindungen der Hauptstadt 
mit dem Rest des Landes abzuschneiden. Aber wir können nur mit unendlicher Vor­
sicht und Zurü::khaltung vorgehen, um die gegenwärtige Regierung nicht dem Vor­
wurf auszusetzen; mit den Feinden Frankreichs zu paktieren." 

Der Kanzler hätte Herrn Thiers Vorschläge in diesem Sinne zukommen lassen und 
gleichzeitig seine Intentionen betreffs der Repatriierung der Kriegsgefangenen, die 
in Deutschland gefangengehalten wurden, sondiert. Ob es in seinem Interesse läge, 
daß deren Rücksendung beschleunigt oder aufgeschoben werden solle. 

General Fabrice, der in Frankreich den Bundeskanzler vertritt, und der Kronprinz 
von Sachsen, der dort die Maasarmee befehligt, die bei Paris beibehalten wird, sollen 
sich zu diesem Zweck sehr vertraulich mit dem Chef der Exekutivgewalt von Frank­
reich verständigen. 

Nachdem der Frieden mit der gegenwärtigen französischen Regierung abge­
schlossen worden sei, betrachte Graf Bismarck es als einen Akt der Redlichkeit und 
Loyalität, ihr gegenüber so zu verfahren. 

Meinerseits, Herr Kanzler, merkte ich an, daß ich darin auch einen Akt guter Politik 
sähe, da dies die beste Art wäre, die Durchführung des Friedens und seiner vorteil ­
haften Bedingungen zu sichern. Frankreich bereitete sich, nach dem, was mir zu Oh­
ren gekommen sei, bereits vor, die vereinbarte Entschädigung zu realisieren, wäh­
rend die Unruhen von Paris alles in Frage stellen könnten. 

"Gewiß", bemerkte Graf von Bismarck, "wir haben ein Interesse, das zu tun und 
wir verlangen nichts besseres, als dieser politischen Leitlinie zu folgen. Wenn diese 
Bemühungen dennoch ergebnislos wären, bliebe uns nur übrig, einen neuen Frieden 
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mit jenen zu unterzeichnen, die uns ausreichende Garantien anbieten würden. In der 
Tat müssen wir wohl jemanden finden, mit dem wir ihn endgültig abschließen." 

Was die gegenwärtigen Unruhen von Paris betrifft, so faßt er sie mit um so 
rer Ruhe ins Auge, als er sich Herr der fühlt. "Von den Forts im Osten", hat er 
mir u.a. gesagt, "können wir notfalls jeden Augenblick Paris zermalmen, wenn es 
uns geaenüber zu feindseligen Handlunaen geneigt sein sollte." 

Nr.79 vom 31. März 1871 (Auszug) 

Her r Kanzler, 

Der Bundesrat beschäftigt sich weiter mit inneren und lokalen Fragen. In der Sitzung 

vom 24. d. M. haben diese Arbeiten jedoch Angelegenheiten von allgemeinem Inter­

esse betroffen. Der Bundeskanzler hat den Rat über die Nachrichten aus Paris in 

Kenntnis gesetzt und über die Politik, die endlich Frankreich betreffend 


Nach dem, was ich erfahren konnte, entspricht dieser Bericht den Informationen, 
welche ich zuvor die Ehre hatte, dem Kaiserlichen Kabinett zu übermitteln. 

Die eingenommene Haltung ist völlig abwartend. Aber günstig für die 
Thiers, indem die ihr angebotene Hilfe jedoch so eingeschränkt wird, daß sie ihr 
nützt. Die Maßnahmen, um Paris zu isolieren, sind alle strikt militärischer Art, aber sie 
sind nichtsdestoweniger mit dem Chef der Exekutivgewalt abgestimmt. In Versaiiles 
hätte man die Besetzung von Paris durch die deutschen Truppen gewünscht, mit der 

daraus für die Wiederherstellung der Ordnung Nutzen zu ziehen, wäh­
rend man sich insgeheim vorbehält, sich sehr lebhaft gegen diesen Beschluß zu er­
heben. Die deutsche Regierung war entschlossen, diesen Fehler nicht zu begehen. 
Im übrigen wird sie die weitere Entwicklung der Situation in Frankreich abwarten. 

Nr.84 vom 6.Apri/1871 (Auszug) 
Herr Kanzler, 

Die von den Regierungen des Bundes eingenommene Haltung in bezug auf die 

nisse, deren trauriger Schauplatz jetzt Paris ist, hat sich gar nichtverändert. Sie ist die 

gleiche wie die, auf die ich die Ehre hatte, Eure Durchlaucht in meinen vor­

angegangenen Berichten hinzuweisen. [ ... ] Die Verhandlungen in Brüssel gehen in­

zwischen weiter, ohne daß wir deren Details kennen. 


In deutschen Ministerkreisen schließlich wird der Aufstand der Roten in Paris und 
der Bürgerkrieg, der seine Folge ist, eher als vorteilhaft für Deutschland angesehen. 
Die ungeheuerlichen Fakten diskreditieren Frankreich, indem sie es schwächen und 
die Last seines Unglücks vergrößern. Gleichzeitig binden diese Tatsachen die öffent­
liche Meinung Europas an Deutschland, weil alle Länder, auch England nicht ausge­
nommen, das begann, Neigung zu seinem ehemaligen Verbündeten zu haben, den 
Triurnph der schädlichen Theorien nur mit Furcht ins Auge fassen können, die von 
der Pariser Kommune verkündet werden. Schließlich glaubt man, dals die Unord­
nung in dieser Hauptstadt auf die Bevölkerung von Elsaß und Lothringen zurückwir­
ken wird, indem sie sie minder feindselig macht gegenüber ihrer Eingliederung in 
das deutsche Kaiserreich, dessen Organisation, Ordnung und Macht sich von dem so 
unhaltbaren Zustand ihres vorheriaen Vaterlands vorteilhaft abheben. 

Nr. 85 vom 6.Apri/1871 (AUSZU!1l 

Herr Kanzler, 
Die letzten hier empfangenen Nachrichten aus Frankreich stellen die Kriegsereig­
nisse vor Paris in einem für die Versailler Regierung und für die Sache der Ordnung 
günstigen Licht dar. [ ... ] 

General Fabrice hat in letzter Zeit mit der Versailler Regierung eine Vereinbarung 
getroffen, die die Zahlungen präzisiert, welche sich auf den Unterhalt der deutschen 
Truppen beziehen und gleichzeitig die Klausel verändert, welche die französischen 
Streitkräfte in Paris begrenzt. 
Durch diese Vereinbarung kann die Exekutive in ihrer Hauptstadt bis zu 100000 Mann 
unterhalten, davon 80000 an regulären Truppen und 20000 National­

18 

Der Reichskanzler hat anfangs dieses Zugeständnis bedauert. Aber dann hat er sei­
nem alter ego in Frankreich vollkommene Gerechtigkeit widerfahren lassen. Er hat, 
wie es scheint, seine Meinung zu diesem Gegenstand infolge eines großen Berichtes 
von General Fabrice geändert, der über folgende Tatsachen Rechenschaft abgelegt 
hat. 

Herr Jules Favre hätte ihn in Rouen aufgesucht, um mit ihm einige Details der Erfül­
lung der Vereinbarung zu besprechen, die sie gerade abgeschlossen hatten.19 Bei 
dieser Gelegenheit hätte er lang und breit über die Pariser Ereignisse erzählt, von de­
nen er vollkommen deprimiert war. Auf seine letzte politische Tätigkeit zurückkom­
mend, hätte Herr Jules Favre erklärt, daß er seine früheren Fehler und Illusionen be­
reue. Er habe einmal an die Freiheit Jetzt bekenne er, daß die Franzosen un­

wären, mit ihr umzugehen. Auch wünsche er jetzt nur, die Geschäfte verlassen 
zu können, um sich "in die Wälder" zurückzuziehen. 

In derselben Unterhaltung bekräftigte Herr Jules Favre die Absicht der französi­
schen Regierung, i~re Verpflichtungen zu erfüllen, sobald sie die jetzige Krise über­
windet, und er bekräftigte mit seinem Ehrenwort, dal~ er keinerlei Hintergedanken 
habe, indem er sich um eine so bedeutende Konzentration von Streitkräften vor Paris 
und um einen Aufschub der Zahlungen bemühe, die im Präliminarfrieden von einer 
bestimmten Bedingung abhängig gemacht worden waren. 

Zum Schluß hielt er es für nötig, die Überlegenheit des Fürsten Bismarck anzuer­
kennen, als jener ihm während der Unterzeichnung der t:r;nA~~~~ 


gungen in Ferriere vorschlug, mit der 

während er die Zahl der der Pariser Garnison erhöht. 


Die französischen haben diesen Vorschlag damals aus dem Ge­
fühl der nationalen wofür sie jetzt grausam bestraft 
werden. 

Der Bericht von General Fabrice hat hier großen Eindruck gemacht. Die Worte von 
Herrn Jules Favre erwecken den Eindruck tiefer Niedergeschlagenheit. 

"Das ist wirklich ein tragisches Intermezzo", sagte mir Herr Thile, während er diese 
Dmails erzählte. Er wollte mir den Bericht selbst vorlesen und ordnete deswegen an, 
ihn zu diesem Zweck herauszusuchen. Aber der Bericht befindet sich noch bei Seiner 
Majestät. 

242 243 

http:hatten.19


Im übrigen stützt General Fabrice sich auf die Tatsache, daß die Truppe der Ver­
sammlung treu geblieben ist, was für die Zukunft eine ernsthafte Garantie darstellt. 

Einstweilen werden auf die Bitte von Herrn Thiers hin französische Gefangene in 
großen Massen nach Frankreich geschickt, jedoch mit Ausnahme der Garde. Aus 
dem ganzen Norden Deutschlands wurden sie schon auf dem Seewege evakuiert. 
Die Ressourcen der Versailler Regierung werden durch die Ankunft dieser Verstär­
kungen bedeutend anwachsen. 

Umgekehrt werden die Kompensationen und Zahlungen, die für den Unterhalt der 
deutschen Okkupationsarmee bestimmt sind, gestundet. Bis jetzt ist nichts bezahlt 
worden. Aber angesichts der aufrichtigen und nicht erzwungenen Erklärungen von 
Herrn Jules Favre ist die Bundesreaieruna deshalb nicht 

Nr. 86 vom 6.Apri/18711~/J9i71J(J 
Herr Kanzler, 
Herr Thile hat mir eben anvertraut, daß die Brüsseler Verhandlungen bisher zu kei­
nem wesentlichen Ergebnis geführt haben. Das ist die Folge der Lage der Dinge in 
Frankreich, und die bevollmächtigten Vertreter der Republik haben bereits erklärt, 
daß die Sache unvermeidlich so weitergehen wird bis zur Besetzung von Paris durch 
Truppen, die der Versammlung ergeben sind. 

Die nächste Sitzung soll am Sonnabend stattfinden. Schlier~lich beabsichtigt Fürst 
Bismarck, die Verhandlungen von Brüssel nach Berlin zu verlegen, falls sie an ihrem 
jetzigen Ort sehr viele Schwierigkeiten offenbaren werden. 

Nr.88 vom 10. Apri/1871 (Auszug) 
Herr Kanzler, 
Ich mache es mir zur Pflicht, anbei den Text der Antwort zu übermitteln, die der Kaiser 
und König der Abordnung des Reichstags gegeben hat, welche beauftragt war, ihm 
die Adresse zu übergeben 2o , die ich meinem Bericht vom 31. März, Nr. 80, 

hatte. 
Seine Majestät hebt hierin Seine aufrichtige Genugtuung darüber hervor, daß 

Seine Worte von der Versammlung so gut verstanden worden sind. In Seinen 
sten Erfolgen erkenne Sie die Hand Gottes. Was die gegenwärtigen Konvulsionen 
von Frankreich betrifft, so seien sie die Folge von 80 Jahren Revolution, die sogar die 
Dynastie entwurzelt hat. Ein solcher Weg sei ohne Ende. Das sei eine Warnung, sogar 
für uns, hat der Kaiser und König hinzuaefüat. aber aeaenüber einer solchen Ver­

sammlung 

Nr.89 vom 13.Apri/1871 
Herr Kanzler, 
Die letzten Nachrichten aus Paris stellen keinerlei wesentliche militärische Fakten 
dar. Gemäß dem, was mir Herr Thile eben sagte, haben die Versailler Truppen keine 

erlitten, sie seien aber inaktiv. Diese unangenehme Lage droht, sich lange 
hinzuziehen. Herr Thiers beklagt sich, daß er nicht über ausreichende militärische 
Kräfte verfügt, daß ihm Soldaten und Belagerungsartillerie fehlen und daß er mit 
Schwierigkeiten derTruppenausrüstung kämpfen mur~. 

Er hat angeordnet, daß Artillerie aus 
und bittet, ihm 120000 

Seine Absicht ist es, nichts zu riskieren und langsam aber sicher vorzugehen. Wie 
bereits die Ehre hatte, Euer Durchlaucht mitzuteilen, protestiert er gegen die Ver· 

der Loyalität seiner Vorhaben in bezug auf Deutschland. Gleichzeitig ver­
J. Favre seinen Wunsch, in Berlin zu erscheinen, um mit dem Reichskanzler 

und zu 
Die deutsche Regierung fährt fort, an die Aufrichtigkeit der Vertreter der Exekutive 

zu glauben. Jedoch handelt sie mit Vorsicht und zieht die Rückgabe der 
in die länge. Die Anzahl der bereits repatriierten Gefangenen hat 

weitem noch nicht die Zahl erreicht, die von Thiers gefordert wird. 
Aber es hat den Anschein, Herr Kanzler, daß man hier der Lage der Dinge vor Paris 

zu werden beginnt. Herr Thile gab mir heute zu verstehen, daß es eine, wenn 
auch noch nicht präzisierte Möglichkeit der Zusammenarbeit der deutschen Armee 
mit den Versailler Truppen gibt, um einer solchen Situation ein Ende zu setzen, deren 
Fortsetzung alle Interessen verletzt, die ein lösung erfordern und sich als in ge­
steilt erweisen können infolge der jetzigen Unordnung in Frankreich.21 

Ich habe die Ehre, mit vorzüglichster Hochachtung zu sein, mein Fürst, Euer Durch­
laucht ergebenster und untertänigster Diener 

P.d'Oubril. 

Nr.91 vom 18.Apri/1871 
Herr Kanzler, 
Ich hatte die Ehre, gestern an Eure Exzellenz das Resümee der letzten Nachrichten zu 

die durch General Fabrice hierher übermittelt wurden, der sich auf 
Wunsch des Fürsten von Bismarck Paris und sein Hauptquartier in der Um· 

von St. Denis aufgeschlagen hat. 
Die Gesamtsituation, beurteilt man sie nach deutschen Informationen, ist wirklich 

zufriedenstellend für die Versailler Regierung.23 

Nach vertraulichen Mitteilungen von Herrn von Thile fährt Fabrice fort, diese Situa­
tion in minder günstigen Farben darzustellen. Die Mittel, über welche Herr Thiers ver­

scheinen nicht auszureichen. Die Versailler Truppen tun ihre Pflicht, aber mit 
weniger Schwung als am Anfang. Sie sind schlecht ausgerüstet; oft sogar ohne 
Schuhwerk. Die Belagerungsartillerie ist unvollständig. Der Chef der Exekutivgewalt 
ist selbst u nentsch lossen und verl iert den Kopf i nm itten der Schwierigkeiten, von deo 
nen er überflutet scheint. Kurz gesagt, sich der Geist der Bevölkerung von Paris 
gegenüber Versailles immer feindseliger. Die Unzufriedenheit wird allgemeiner. Die 
Bombardierung der Hauptstadt hat sogar auf die ehemaligen Feinde der Kommune 
zurückgewirkt und damit geendet, auch sie der Reaieruna und der Nationalver­
sammlung gegenüberfeindselig zu stimmen. 

Ein Brief des Ministers von Amerika, des Herrn Washburne, der offiziell in Versail­
les wohnt, sich aber meistens in Paris befindet im Interesse seiner Landsleute und 
der deutschen Staatsangehörigen, die seinem Schutz anvertraut sind, -ein Brief, der 
an den preußischen Minister adressiert ist, gibt von seiner Seite aus die traurigste 

der gegenwärtigen Lage von Paris wieder. Er war selbst gezwungen, 
seine Residenz zu verlassen, die den Bomben der Versailler Armee ausgesetzt wa r. <4 
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Herr von Thile hat erneut bei dieser Gelegenheit hervorgehoben, daß dieser Stand 
der Dinge günstig für Deutschland wäre; wenigstens moralisch, wenn schon nicht 
materiell, da ja dieser die französische Regierung hinderte, die Kriegsentschädigun­
gen zu bezahlen. 

Ich habe meinerseits bemerkt, daß diese Einschätzung mir begründet erschiene, 
indessen aber mit einer Nuance. Tatsächlich könnte diese Situation momentan vor­
teilhaft für Deutschland sein; aber es erschiene mir schwierig, gelten zu lassen, daß 
das auf die Dauer ebenso sein könnte, wenn dieser Zustand der Dinge sich fortsetzte, 
wenn der Sozialismus daraus als Sieger hervorgehen sollte, wenn er sich schließlich 
auf die Schweiz und auf Belgien werfen würde, wo er ein günstiges Terrain vorfände. 
Daraus könnten sich ernsthafte Schwierigkeiten für ganz Europa ergeben, deren ver­
derbliche Wirkungen Deutschland selbst spüren würde."' Die Gefahr wäre heute si­
cher weniger groß als im Jahre 1848. Die deutsche Armee biete ernsthafte Garantien. 
Die Situation der untergeordneten deutschen Regierungen wäre gegenwärtig eben­
falls stärker unter dem Schutz des Kaiserreiches. Wäre es dennoch nicht vorzuziehen, 
für Europa sozialistische Konvulsionen dieser Zeit erspart zu sehen? Die gegenwär-

Lage von Paris könnte folglich augenblicklich für Deutschland nützlich sein. Auf 
die Dauer würde sie Gefahren für die ganze Welt darstellen. ** 

Herr von Thile hat die Richtigkeit dieser Bemerkungen anerkannt und sich bemüht, 
meine Meinung zu unterstützen. Aber augenblicklich ist man hier offensichtlich be­

die Franzosen untereinander im Handgemenge zu sehen. Man hofft, daß 
dies sie schwächen wird, indem es vollendet, sie zu ruinieren, und man sieht in ihrer 
Schwäche eine zusätzliche Garantie für die Zukunft. *** 

Ich habe die Ehre, Herr Kanzler, mit vorzüglichster Hochachtung zu sein Euer 
Durchlaucht ergebenster und untertänigster Diener 

P. d'Oubril. 

Nr. 95 vom 26. Aprif 1871 

Herr Kanzler, 

Der Reichstag hat fast einstimmig für neue Subsidien gestimmt, die von der Reichs­

regierung gefordert wurden und sich auf 120 Millionen Taler belaufen. 


Die Diskussion, die dieser Abstimmung vorausging, ist von ganz außerordentli ­
chem Interesse infolge der Rede, die Fürst Bismarck aus diesem Anlaß vortrug. Ich 
erachte es für meine Pflicht, sie hier beizufügen.25 

Der Reichskanzler verbreitete sich über die Lage der Dinge in Frankreich, über die 
Beziehungen, die mit der Versailler Regierung unterhalten werden, und über die dar­
auf folgenden Absichten der deutschen Regierungen in bezug auf die unnormale Si­
tuation, welche Frankreich im gegenwärtigen Augenblick bietet. 

Da seine Erklärungen die Bedeutung eines ganzen politischen Programms haben, 
erlaube ich mir, sie in einiqen Worten zu resümieren. 

Randbemerkungen Alexanders 
* "Gewiß." 

** "Sehr richtig!" 
**" "Das wünschte ich!" 

Die Reichsregierung rechnete auf einen raschen Abschluß des definitiven Friedens 
und auf einen baldigen Eingang der Kriegskosten. Sie hielt es deshalb nichtfür nötig, 
zu neuen Subsidien Zuflucht zu nehmen. 

Tatsächlich hatte die französische Regierung bereits einen Beschluß über die Zah­
lung der ersten zwei Milliarden angenommen, die die Verringerung der Ausmaße 
und Dauer der Okkupation zur Folge haben sollte. Aber die Verhandlungen in Brüssel 

nicht im geringsten voran und man beginnt unwillkürlich den Eindruck zu ge­
winnen, daß die französische Regierung in dem Maße bessere Bedingungen zu errei­
chen hofft, wie sie ihre Position festigen würde. Versuche solcher Art würden jedoch 
keinerlei Chance auf Erfolg haben, weder hinsichtlich der Gebietsabtretungen noch 
im Bereich der Finanzen. 

Unter diesen Bedingungen stellt die Rückgabe der Kriegsgefangenen eine Gefahr 
dar, über die Deutschland sich Rechenschaft ablegen müßte. Der Vorschlag, diese 
Gefangenen zu verpflichten, bis zum Abschluß des endgültigen Friedens nicht in die 
Armee einzutreten, würde zurückgewiesen. Stattdessen schlug Herr Thiers vor, die 
Armeen hinter der Loire zu konzentrieren. Es wurde eine Ausnahme gemacht für 
40000 Mann, die für die Aufrechterhaltung der Ordnung in Paris notwendig sind. Die 
Unruhen in dieser Hauptstadt erforderten in dieser Beziehung einige Abweichungen 
von den Bedingungen des Präliminarfriedens, da nur der Besitz von Paris derfranzö­
sischen Regierung die Möglichkeit geben konnte, ihre finanziellen Verpflichtungen 
zu erfüllen. Jedoch verliere die von Deutschland unterschriebene Verpflichtung, alle 
Kriegsgefangenen zurückzugeben, ihre Kraft infolge dieser Abweichung, die nicht 
mehr die früher von bestimmten Bedingungen abhängig gemachten Garantien dar­
stellt. Nichtsdestoweniger wurde ein Drittel der Kriegsgefangenen freigelassen, und 
die französische Regierung verfügt vor Paris über eine Armee von 100000 Mann. 
Wenn sie es vermag, mit diesen Mitteln die zu beherrschen, wird sie zweifellos 
ihre Verpflichtungen loyal erfüllen. Aber wenn sie eine Niederlage erleidet, kann nie­
mand sagen, welcher Gebrauch von diesen neuen Truppenkonzentrationen ge­
macht werden wird und unter wessen Führung sie sich gestellt finden werden. 

Um sicher zu handeln, - und darin besteht die Pflicht der deutschen Regierungen 
nach allen Opfern, die bisher erlitten wurden, - müßten sie folglich fortfahren, sich in 
Frankreich auf ausreichender Höhe zu halten, indem sie alle Möglichkeiten und alle 
Kombinationen voraussehen. Diese Notwendigkeit fordert jedoch Kosten, und um 
so höhere, da die französische Regierung noch keinerlei Zahlungen auf das Konto 
der 36 Millionen geleistet hat, die für den monatlichen Unterhalt der Okkupationsar­
mae ausbedungen worden sind. 

Die Zahlungen wurden zum 25. April versprochen. Wenn sie nicht geleistet wer­
den, werden die deutschen Armeen von nun an das Recht erhalten, in den besetzten 
Ländern zu Requirierungen zu schreiten. 

Die Reichsregierung Deutschlands könnte der jetzigen Lage der Dinge in Frank­
reich auf dem Wege der Intervention ein Ende setzen. Aber das wäre ein Mittel, die 
Franzosen in einem gemeinsamen Ziel zu vereinigen. Andererseits möchte der Fürst 
Kanzler Seiner Majestät nicht raten, sich vom Prinzip der Nichteinmischung loszusa­
gen, das erverkündet hat. Mehr noch, Deutschland könnte sich, indem es eine aktive 
Rolle übernimmt, als in der Notwendigkeit befindlich erweisen, in Frankreich eine 
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neue Regierung zu suchen oder zu biiden, mit welcher der endgültige Frieden abge­
schlossen werden könnte. 

Indem er diese Haltung einnimmt, hält Fürst Bismarck es aber nicht für notwendig, 
schon jetzt das Prinzip der vollkommenen Enthaltung um jeden Preis zu verkünden. 
Eine solche Enthaltung wird in keinem Fall die Grenzen der Interessen Deutschlands 
überschreiten dürfen, welche die Regierung die Pflicht und das Recht hat zu schüt. 
zen, wenn sie sich als gefährdet erweisen sollten. 

Das, Herr Kanzler, sind die wesentlichen Leitsätze dieser Rede, die großen Ein­
druck hervorrief und auf lebhafte Zustimmung der Versammlung traf. 

Ich habe die Ehre, Herr Kanzler, mit vorzüglichster Hochachtung zu sein Euer 
Durchlaucht ergebenster und untertänigster Diener 

P.d'Oubril. 

Nr. 96 vom 26. Apri/1871 
Herr Kanzler, 

Herr Thile, den ich gestern abend in Voraussicht des heutigen Kuriers besuchte, be. 
zog sich in unserem Gespräch auf die Rede von Fürst Bismarck, die in meinem vor­
hergehenden Bericht analysiert ist. 

Die Lage in Frankreich läßt immer noch zu wünschen übrig. Die Versailler Regie­
rung macht keine Fortschritte. Die Operationen gegen Paris gehen nicht voran. Gene­
ral Fabrice schreibt das Thiers zu, der sich für einen großen Strategen hält und alles 
leiten wil" indem er selbst die Generäle nicht handeln läßt. 

Genauso steht die Sache in Brüssel, wo die Verhandlungen stocken. Der Staatsse­
kretär vermutet, daß der Reichskanzler dem ein Ende setzen werde, indem er die Un­
terhändler nach Berlin zusammenrufen werde, um diesen Verschleppungen Gren­
zen zu setzen. 

Die Versailler Regierung wollte gestern 72 Millionen bezahlen, die für den Unter­
halt der Okkupationsarmee für März und April bestimmt sind. Diese Zahlungen müs­
sen an einigen Orten durchgeführt werden: in Rouen, in Dijon, vor Paris usw. USW.26 

Jedoch weiß man in Berlin noch nicht, ob die französische Regierung ihr Verspre­
chen wird halten können. Im entgegengesetzten Falle würde auf Kriegsrequirierun­
gen als Druckmittel zurückgegriffen werden. 

Herr Thile war auch mit der Phraseologie der Rundschreiben von Herrn Thiers un­
zufrieden, der in diesem redaktionellen Genre scheinbar Befriedigung finde. Seine 
Bemerkung bezog sich besonders auf das Zirkular vom 25. April, in welchem der Chef 
der Exekutive auf die Tapferkeit der Truppen anspielt, die in Gravelotte gegen einen 
zahlenmäßig zweimal stärkeren Feind gekämpft hätten, ohne Terrain zu verlieren. In 
der Tat ist diese Sprache nicht dazu geeignet, in Deutschland zu gefallen; unter den 
gegebenen Verhältnissen ist sie gänzlich fehl am Platze. 

Auf diese wenigen Bemerkungen beschränkte sich meine Unterhaltung mit dem 
Staatssekretär, und so stellt sie nichts besonderes dar. Sie hinterließ bei mir den Ein­
druck, daß man hier unzufrieden und von der Langsamkeit der Verhandlungen in 
Brüssel und der Ungewißheit der militärischen Operationen vor Paris sehr enTlüdet 
ist. 

Ich habe die Ehre, Herr Kanzler, mit vorzüglichster Hochachtung zu sein Euer 
Durchlaucht ergebenster und untertänigster Diener 

P.d'Oubril. 

Nr.98 vom 1. Mai 1871 (Auszug) 
Herr Kanzler, 
Wie in den vorangegangenen Jahren, hat der Kaiser und König auch dieses Jahr den 
Geburtstag unseres Erlauchten Herrn27 mit einem Galadiner gefeiert. 

Die Tafel war in der Rotunde des Palais gedeckt worden. Die anwesenden Mitglie­
der der Königlichen Familie. die Persönlichkeiten des Militärs, die prominenten Per­
sönlichkeiten des Hofes und der Regierung, vornehme Russen, unter ihnen Prinzes­
sin Helene Kotschubej und mehrere unserer aus Versailles zurückgekehrten Offiziere 
sowie die Mitglieder der Kaiserlichen Gesandtschaft waren zu diesem Bankett einge­
laden, das nicht glänzender hätte sein können. 

Gegen Ende des Essens trank der Kaiser und König auf die Gesundheit Seiner Ma­
jestät des Kaisers. 

Als sich Seine Majestät zur Tafel begab, wiederholte Sie Ihre aufrichtigsten Glück­
wünsche mir gegenüber und sagte zu mir, daß Sie bereits das Antworttelegramm 
von unserem Erlauchten Herrn erhalten habe. Es werde Ihr ein wahres Fest sein, den 
Kaiser diesen Sommer wiederzusehen, kenne aber dessen endgültige Pläne noch 
nicht. 28 

[ ... ] 

Fürst von Bismarck, der beim Diner zugegen war, hat mich am Tage besucht, um 
mir persönlich seine ehrerbietigen Glückwünsche zu überbringen. 

Gestern habe ich bei mir zu Hause die prominenten Persönlichkeiten von Hof, Re­
gierung und Armee sowie das diplomatische Korps zu einem Diner versammelt, um 
den Jahrestag des 29.April zu feiern. Fürst von Bismarck hat daran teilgenommen 
und auf das Wohl Seiner Majestät des Kaisers das Glas erhoben. 

Ich hatte das Glück, Herr Kanzler, aus diesem doppelten Anlaß und von allen Seiten 
den Ausdruck der wärmsten Sympathien für unsere Erlauchten Souveräne zu emp­
fangen. 

Ich habe die Ehre, mein Fürst, mit vorzüglichster Hochachtung zu sein Euer Durch­
laucht ergebenster und untertänigster Diener 

P.d'Oubril. 

Nr.99 vom 4. Mai 1871 (Auszug) 
Herr Kanzler, 

.. j Die Zahlung der 72 Millionen, die zum Unterhalt der deutschen Truppen für die 
Monate März und April bestimmt sind, hat zu Mißverständnissen Veranlassung ge· 
geben. Tatsächlich kündigte ein Telegramm von General Fabrice an den Kaiser und 
König Seiner Majestät an, daß die vereinbarte Einzahlung noch nicht geleistet wor· 
den sei. Gleichzeitig erfuhr man in Berlin, daß die für die Okkupationskorps von 
Reims und Dijon bestimmten Summen in diesen bei den Orten eingezahlt worden 
wären. Man fand heraus, daß ein Irrtum in Rouen vorlag, wo der Intendanzbeamte, 
der mit der Einkassierung der Millionen beauftragt war, die dort saldiert werden soll­
ten, unterlassen hatte, sie aufzunehmen.29 f ... ] 
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<r----­

Während er mir diese Details gab, vertraute mir Herr von Thile gütigerweise an, 
daß Herr Juies Favre aus diesem Anlaß an General Fabrice einen der zufriedenstel­
lendsten Briefe gerichtet hätte, angefüllt mit eifrigsten Loyalitätsbeteuerungen, in 
welchem er sich aber über die in Umlauf gesetzten Zweifel an der Exaktheit Frank­
reichs, die vereinbarten Verpflichtl 

Der durch diesen Brief hervorgerufene Eindruck sei sehr 
General sei voller Vertrauen in die Dispositionen des Ministers 
legenheiten der Republik gewesen. Über die des Chefs der Exekutivgewalt sei er min­
der beruhigt,31 

Die Kommune von Paris versäumt ihrerseits kein Mittel, die Empfind!ichkeiten der 
deutschen Militärbehörden richtig zu verwerten. 

Die Besatzungsarmee befindet sich so in der vorteilhaften Lage, den Roten in Paris 
echte Angst einzuflößen und gleichzeitig von den Versailler Weißen umworben zu 
werden. 

Aber die Situation Frankreichs erfordert dadurch nicht minder die Fortdauer dieser 
für Deutschland in mehr als einer Beziehung lästigen Okkupation. Es befinden sich 
sogar noch 30000 Mann der Landwehr unter den Fahnen, die zur Bewachung der Ge­
fangenen bestimmt sind, welche es den Landarbeiten zurückzugeben dringend er­
forderlich wäre und deren Rücksendung in ihre Heimatorte zu verzögern sich die Re­
gierung genötigt sieht. 32 Man machte eine Ausnahmefür die verheirateten Leute die­
ser Kategorie, die zu ihren Familien zurückgeschickt wurden. 

Die Verzüge, welche die endgültigen Friedensverhandlungen in Brüssel 
üben folglich auch in dieser Beziehung einen unangenehmen Einfluß aus. 

Nr. 100 vom 4. Mai 1871 
Herr Kanzler, 

Ich habe die Anwesenheit des Reichskanzlers beim Abendessen bei mir am 30. April 
genutzt, um ihn nach Details zu den Vorgängen in Paris und Versailies zu befragen, 
um über die Lage der Dinge in Frankreich genauere Kenntnisse zu erhalten. 

Fürst von Bismarck erklärte auch sogleich in Beantwortung meiner daß es 
schwierig sei, Thierszu begreifen, daß er sich zu verstellen bemüht und daß die deut­
schen Regierungen sich schließlich gezwungen sehen, zu anderen Maßnahmen der 
Einflußnahme zu schreiten.· Er unterstrich diesen :etzten Satz, präzisierte indessen 
seinen Gedanken nicht, der sich ebenso auf die Pariser Kommune beziehen kann wie 
auch auf die gestürzte bonapartistische Partei. 

Ich bemühte mich, den Sinn dieses Satzes zu ergründen, indem ich fragte, welches 
die Motive seiner Unzufriedenheit mit dem Chef der Versailler Regierung seien. 

Der Fürst und Kanzler bemerkte, daß Herr Thiers die Hilfe der deutschen Truppen 
wünsche und das Durchgangsrecht durch ihre Linien fordere, aber nichts tue, um in 
Brüssel abzuschließen. wo die Verhandlunaen nicht einen Schritt weitergekommen 

Alexanders 


in seinem Charakter." 


seien. Infolgedessen sei er gezwungen gewesen, gegenüber Versailles zu erklären, 
daß er nichts mehr gestatten werde, solange die Friedensverhandlungen nicht zu ei­
nem glücklichen Ende geführt werden. 

Ich fragte den Kanzler nach den Ursachen der Schwierigkeiten, die diese Verhand­
lungen erleiden. Er antwortete, daß Herr Thiers sich bemühe, den Bedingungen des 
Präliminarfriedens zu entgehen und daß erjetzt die Bezahlung der Kriegskosten, die 
auf fünf Milliarden festgesetzt wurden, auf drei Milliarden reduzieren will. 

Die Pariser Kommune, mit welcher Fürst von Bismarck in Verbindung getreten ist 
wegen der des Pariser Erzbischofs infolge des Bittgesuchs der katholi­
schen Geistlichkeit Preußens, hat um die deutsche Vermittlung gebeten. Sie hätte so­
gar in eine Besetzung von Paris durch deutsche Truppen eingewilligt und sich mit der 
deutschen Städteordnung zufriedengegeben.33*-" 

Aber die Versailler Regierung habe sich diese Vermittlung anzuneh­
men. "Herr Thiers ist entschieden verrückt geworden", - bemerkte der Re:chskanz­
leI', "und es wird uns nichts anderes übrig bleiben, als mit der Versailler Versamm­
lung direkt zu verhandeln, indem wir den jetzigen Chef der Exekutive übergehen. Auf 
jeden Fall sollten wir die nachfolgende Entwicklung der Ereignisse mit der Waffe in 
der Hand abwarten. Nichtsdestoweniger", fügte er hinzu, "werden wir die Okkupa­
tionsarmee auf die Hälfte verringern. Sie besteht noch aus 600000 Mann und 
wird bald auf 300000 Mann reduziert." 

Da ich in nächster Zeit über keine zuverlässige verfüge, hielt ich es für 
meine Pflicht, dieses Gespräch in meinem vom 2. Mai zusam­
menzufassen.34 

Diese vertraulichen Erklärungen des Fürsten von Bismarck haben bei mir, Herr 
Kanzler, den Eindruck hinterlassen, daß die deutschen Regierungen sich in einer 
schwierigen Lage befinden infoige der Lage der Dinge in Frankreich. 

Der endgültige Frieden wird immer noch nicht geschlossen, und die Vereinbarun­
gen über die Kriegsentschädigung, die in Versailles abgeschlossen wurden, geben 
Anlaß zu verschiedenen Deutungen. Die französische Regierung bemüht sich, die 
Höhe ih rer fi nanziellen Verpflichtu ngen zu kü rzen. Deutschland mu ß bewaffnet blei­
bel'1 angesichts der Ungewißheit, die sich aus dem Kampf vor Paris ergibt und aus 
dem wenig zufriedenstelienden Ergebnis der Brüsseler Verhandlungen. Es stimmt, 
die deutschen Regierungen glauben, daß man den Mannschaftsbestand der Okkupa­
tionsarmee verringern kann, aber nichtSdestoweniger bleibt die Lage weiter unsi­
cher bis zum endgültigen Friedensschluß, der durch den Bürgerkrieg in Paris hinaus­

wird. 
Ich habe die Ehre, zu sein Euer 

Durchlaucht ergebenster und 
P.d'Oubril. 

"Ei n interessanter Fakt." 

- 1\ 
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Nr. 101 vom 4. Mai 1871 (Auszug) 
Herr Kanzler, 

In meinen Gesprächen mit Herrn von Thile habe ich mich bemüht, einige detaillierte 
Angaben über die von Frankreich in Brüssel formulierten Vorschläge für die Zahlung 
der Kriegsentschädigungen zu erhalten. 

Ich habe die Überzeugung gewonnen, daß Herr Thiers nicht gerade versuchte, die 
Ziffer dieser Entsc,hädigung auf drei Milliarden herabzusetzen, daß er aber Kombina­
tionen vorgeschlagen hätte, die dieses Resultat herbeiführen könnten, wenn die 
deutsche Regierung sie akzeptierte. Man befürchtet tatsächlich, daß das der Fall sein 
könnte bei Zahlungen in auf lange Fristen bankfähigen Renten, die von den französi­
schen Unterhändlern vorgeschlagen wurden. Es würde eine Entwertung der franzö­

um in der Folge die unter diesen Bedingungen angenomme­
nen t:ntschadigungssummen in beträchtlicher Weise zu verringern. [ .. 

Aus diesen Vorschlägen ergibt sich, daß Deutschland effektiv nur eine Milliarde in 
der Zeit von drei Jahren erhalten würde und daß der Rest durch Renten beglichen 
würde, die den Fluktuationen des Kredits Frankreichs unterworfen wären. 

Diese Grundlagen werden hier als unannehmbar angesehen. Sie bilden eine der 
Beschwerden des Fürsten von Bismarck gegen Herrn Thiers, den er geringer Aufrich­
tigkeit bei seiner Art, die durch die Friedenspräliminarien vereinbarten Verpflichtun­
gen zu erfüllen, beschuldigt. Herr von Thile hat mir seinerseits die Klagen des Reichs­
kanzlers gegen den Chef der Exekutivgewalt bestätigt. Fürst von Bismarck setze grö­
ßeres Vertrauen in die Loyalität von Herrn Jules Favre und habe ihm ein Treffen an 
irgendeinem Ort zwischen Berlin und Versailles vorgeschlagen. 

Dieses Treffen scheint bald stattzufinden. Man warte nur noch auf die endgültige 
Antwort des Ministers für Auswärtige Angelegenheiten. 

Nr. 102 vom 4. Mai 1871 
Herr Kanzler, 

Herr Thile, zu welchem ich mich begeben habe, bevor ich meine Sendung schloß, hat 
mir erklärt, daß die Abreise von Fürst Bismarck nach Frankfurt, wohin sich auch Jules 
Favre begeben soll, morgen früh stattfinden wird. Ihr Treffen ist dort auf übermor­
gen, Sonnabend, festgesetzt. 35 

Aus Brüssel wurden Graf Arnim sowie der französische Bevollmächtigte, Herr Le­
und die sie begleitenden Spezialisten dorthin bestellt. Herr Baude, den man für 

eine der Ursachen der die endgültigen Verhandlungen heimsuchenden Verschlep­
pungen hält, wurde nicht -­

Herr Jules Favre behauptet weiterhin, daß es ihm genügen würde, sich mit dem 
Fürsten Bismarck zu treffen, um mit ihm über alle Fragen übereinzukommen, die die 

Intpr7p;"hnllnt'1 des Friedens verzögern. Sein guter Wille wird jetzt der Prüfung un­
terzogen. 

Inzwischen ist im Augenblick beim Kanzler beim Kaiser und König der Kriegsrat 
versammelt. 

"Nun, jetzt sind wir beim 5. Akt angekommen" - sagte mir Herr Thile am Morgen. 
"Das ist das Chaos, und es ist Zeit, daß es endet." In der Tat, Herr Kanzler, kommen 

die Brüsseler Verhandlungen nicht voran, und ebenso steht die Sache vor Paris, wo 

die Bombardierung ohne fühlbare Ergebnisse fortgesetzt wird. Diese droht, 
sich bis in die Unendlichkeit fortzusetzen, zum Nachteil aller Interessen sowohl der 
Interessen Frankreichs, als auch derer Deutschlands und Europas. 

Nachrichten, die man hier von Herrn Washburne erhalten hat, wel'den die Ent· 
der deutschen Regierung beeinflussen, Er wies darauf hin, daß die 

Kommune unausweichlich fallen werde, aber daß das noch Wochen dauern könne 
und daß ihrem Fall möglicherweise eine Plünderung von Paris vorausgehen werde. 37 

Wie ich eben erst die Ehre gehabt habe, Eurer Durchlaucht zu telegraphieren, ist es 
daß Fürst Bismarck es sich in Frankfurt zur Aufgabe machen wird, den end­

gültigen Frieden zu sichern, indem erden Ausflüchten von Herrn Thiers und dem jet­
zigen Chaos in Paris ein Ende setzt, die dazu neigen, die Beziehungen Deutschlands 
und Frankreichs zu kompromittieren. Der beim Kaiser und König versammelte Rat 
scheint mir die Energie zu beweisen, mit welcher man hier im Notfalle zu handeln 
entschlossen ist, um letzten Endes die Oberhand über die augenblickliche mißliche 
Lage zu gewinnen. 

Ich habe die Ehre, Herr Kanzler, mit vorzüglichster Hochachtung zu sein Euer 
Durchlaucht ergebenster und untertänigster Diener 

P.d'Oubril. 

Nr. 104 vom 8. Mai 1871 (Auszug) 

Herr Kanzler, 

Ich hatte die Ehre, Eurer Exzellenz gestern die ersten Aufschlüsse, die aus Frankfurt 


sind, zu telegraphieren.38 

sind die vom Reichskanzler übermittelten Nachrichten zufriedensteI­
die Mehrzahl der wichtigsten Fragen der Präliminarien von Versailles ist 

bereits Einverständnis herbeigeführt worden und läßt ein weiteres Arrangement er­
watten. Fürst von Bismarck wahrt gleichzeitig Stillschweigen über den Zeitpunkt sei­
ner Rückkehr. Folglich verlängert er seinen Aufenthalt in Frankfurt, was Herrn von 
Thile annehmen läßt, daß der definitive Frieden wohl bald in dieser Stadt unterzeich­
net werden könnte. [ .. 

Bei dieser Gelegenheit hat er mir mitgeteilt, daß Herr Jules Favre in Frankfurt die 
Kaiserliche Regierung angefleht habe, einer neuen Repatriierung von 20000 Gefan­
genen zuzustimmen, die, wenn möglich, unter den Turkos genommen werden soll­
ten. Diese iruppen sollten nach Algerien expediert werden. Ohne diese Verstärkung 
wäre diese Kolonie unfehlbar für Frankreich verloren.39 

Der Kaiser und König habe geruht, dem zuzustimmen, nachdem er sich mit Gene­
ral Graf von Moltke verständigt hatte, und im Augenblick befasse man sich damit, die 
gewünschte Anzahl von Turkos aufzufinden, um sie an den Grenzort zu 
der für diesen Zweck bestimmt wäre. 4Q 

Im allgemeinen seien die Eindrücke des Fürsten von Bismarck gut Er 
ailerdings über die Flut von unnützen Worten der französischen 
ziehe aber deren Aufrichtigkeit nicht in Zweifel. 
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Nr. 705 vom 9. Mai 7B71 (Auszug) 
Herr Kanzler, 

Nach den letzten aus Frankfurt am Main eingegangenen Nachrichten sind dort die 
Verhandlungen dem Erfolg nahe. Fürst von Bismarck läßt seine Rückkehr für über­
morgen durchblicken und stellt die Unterzeichnung des definitiven Friedens noch 
vor Ablauf dieser Woche in Aussicht. 

Die Frage der Eisenbahnen in den durch Frankreich abgetretenen Provinzen sei zu­
rückgestellt worden. Über die anderen Grundlagen des Vertrages scheint es völlige 

zu geben. 
"Unter diesen Bedingungen", bemerkte Herr von Thile, "hat Ihre Mitteilung einen 

nahezu retrospektiven Charakter.41 Nichtsdestoweniger danke ich Ihnen sehr dafür, 
ebenso für die Antwort, die der Herr Kanzler Herrn von Gabriac gegeben hat. - Hätte 
letzterer sich an uns gewandt, wäre es für uns ein Leichtes gewesen, ihm die ganze 

seiner Behauptungen zu beweisen. Im übrigen wird die Haltung, die 
einzunehmen wir im Begriff sind, binnen kurzem jedermann beweisen, daß wir keine 
Bundesgenossen der Kommune sind." 

Der Staatssekretär entschuldigte sich, daß er nicht in weitere Details gehe. Aber er 
könnte bis jetzt nicht über Geheimnisse, die ihm nicht verfügen. Ich wäre 
sogar der einzige, dem er diese vertraulichen Mitteilungen mache. 

Ich habe mich verpflichtet gefühlt, Euer DurchiaLIcht, Ihnen das Resümee dieser 
Angaben telegraphisch zu übermitteln.42 

[ •..1 
Während einiger Zeit galt in Berlin im Ministerium die Losung, die Glaubwürdig­

keitvon Herrn Thiers und seiner Regierung sei ständig anzuzweifeln. 
Der Verlauf der Verhandlungen in Frankfurt stützte die Ansichten, die ich geäußert 

habe. Herr von Thile scheint sich der Offensichtlichkeit der Tatsachen zu ergeben. 
Dennoch hat er die vertraulichen Mitteilungen von heute früh mit folgendem Vor­

behalt begleitet: "Der Abschluß des definitiven friedens scheint folglich nahe zu 
sein, sofern es nicht irgend einen unerwarteten Zwischenfall gibt. Die bekannte Ener­
gie des Fürsten von Bismarck bietet eine ausreichende Garantie für Lösungen, bei 
welchen erin diesem Falle stehenbleiben würde." 

Nr. 106 vom 14. Mai 1871 (Auszug) 
Herr Kanzler, 

Herr von Thile war so gefällig, mirstrang vertraulich den Friedensvertrag vorzulesen, 
der am 10. Mai zwischen dem Deutschen Kaiserreich und der Französischen Republik 

wurde. 43 

Da ich während der Sitzung einige Notizen 
Eurer Durchlaucht anbei ein Resümee dieses Vertrages zu übermitteln. Ich 
behalte mir vor, diese vorläufigen Angaben durch das Übersenden des 
tes selbst zu vervollständigen, den der Herr Staatssekretär mir zu versprechen die 
Güte hatte. 

Bei seiner Ankunft aus Frankfurt am Abend des 11. Mai hatte sich Herr Fürst von 
Bismarck gleich vom Bahnhof aus zu Seiner dem Kaiser und König bege­
ben, der ihn gleich empfangen hat, obwohl er noch bettlägerig ist. 

Tags darauf legte der Reichskanzler dem Reichstag die Friedensstipulationen dar, 

die er soeben abgeschlossen hat. Bei seinem I::rscheinen im Saal hat sich die ganze 
Versammlung spontan erhoben, um ihn zu begrüßen. Da die Zeitungen die aus die­
sem Anlaß von Seiner Durchlaucht vorgetragene Rede wiedergeben, erlaube ich 
mir, mich auf deren Berichte zu beziehen. 

Nr.108\fom 7B.Mai 1871 
Herr Kanzler, 
Ich hatte die Ehre, Euer Durchlaucht mitzuteilen, daß Prinz Reuss45 beauftragt wurde, 
Sie mit dem Vertrag von Frankfurt bekannt zu machen. Herr von Thile hat mir ein Ex­
emplar dieses Vertrages angeboten. Da Fürst Bismarck sich gegenüber den französi­
schen Bevollmächtigten verpflichtet hatte, den Text dieses Vertrages den verschie­
denen Kabinetten nicht mitzuteilen, bevor Herr Favre ihn in der Versailler Versamm­
lung vorträgt, war Herr Thile gezwungen, sich von seinem Versprechen loszusagen. 

Ich habe dem Staatssekretär erNidert, daß ich umso weniger auf dieser Mitteilung 
beharre, als Prinz von Reuss Eure Durchlaucht über die vertraglichen Abmachungen 
in Kenntnis setzt, die in Frankfurt abgeschlossen wurden. 

veröffentlichen die Zeitungen seit gestern diesen Vertrag, der von der 
französischen Regierung der Öffentlichkeit übergeben wurde. 

Mein Telegramm vom 16. dieses Monats hat Ihnen, mein Fürst, die letzten Nach­
richten übermittelt, die man hier aus Versailles und von General von Fabrice erhalten 
hat. 

Die Erbitterung der Versailler Armee hat offensichtlich den Höhepunkt erreicht. Die 
Soldaten wollen keine mehr machen. General Fabrice sieht einen 
schrecklichen Kampf voraus, zweifelt indessen nicht mehr am Sieg der Regierungs­
truppen. 46 

Herr von Thiie tadelte diese blutdürstigen Neigungen, die offenbar von der franzö­
sischen Regierung geteilt werden. Herzog von Broglie in London billigte sie, indem 
er hinzufügte, daß eine solche Vorgehensweise "einfacher" sein werde. Graf 
Bernstorff hat diese Ansicht des Botschafters der Republik hierher telegraphiert.47 

Die deutschen Truppen vor Paris wollen scheinbar ihrerseits die Operationen der 
Versailier erleichtern. Herr von Thile sagte mir, daß sie den Norden und Osten der 
Hauptstadt hermetisch abriegeln, wobei sie den Truppen der republikanischen Re­
gierung gestatten, durch ihre Linien hindurchzugehen. 

Herr Thile hat mir aber diese Details mit solcher Vorsicht übermittelt, daß ich an­
nehme, sie beruhen auf völlig vertraulichen Angaben. 

Ich habe die Ehre, Herr Kanzler, mit vorzüglicher Hochachtung zu sein Euer Durch­
laucht ergebenster und untertänigster Diener 

P.d'Oubril. 

Nr. 117 vom 22. Mai 1871 
Herr Kanzler, 
Ich hatte die Ehre, Euer Durchlaucht telegraphisch von den Motiven zu unterrichten, 
wegen welcher Fürst von Bismarck gehaiten war, sich persönlich nach Frankfurt am 
Main zu 48 

Der Austausch der Ratifikationen war offenbar nur der Vorwand, aber er wollte sich 
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mit den Herren Juies Favre und Pouyer-Quertier treffen, um die Lage zu erkunden 
und sich selbst Rechenschaft abzulegen über die mehr oder minder großen Chancen 
auf Erfolg und Dauer der gegenwärtigen Regierung der Republik. Diese Intention war 
vielleicht noch durch die aus Brüssei hierher übermittelten Nachrichten stimuliert 
worden, die die Möglichkeit einer baldigen legitimistischen Restauration in Frank­
reich ahnen ließen. Man schrieb Herrn von Baude hierbei Äußerungen zu, die die 
Proklamation des Grafen von Chambord vorhersagten als wahrscheinliche, sogar 
unmittelbare Konsequenz der Besetzung von Paris durch die Armeevon Versailles. 49 

Herr von Thile hat mir dieses Detail mitgeteilt, ohne ihm eine übermäßige Bedeu­
tung beizumessen und indem er damit die Verantwortlichkeit seines vermutlichen 
Urhebers in der Schwebe ließ. Aber der Zusammenhang dieser Nachrichten mit der 
Abreise des Kanzlers bleibt dabei nicht minder möglich. Andererseits schätzte man 
die Haltung von Herrn Thiers als schwach und unsicher ein und man begann, hier an 
seinem Endsieg vor Paris zu zweifeln. 

Wie ich die Ehre hatte, Eurer Durchlaucht nacheinander zu berichten, war der Kanz­
ler von großem Mißtrauen durchdrungen in bezug auf den Zustand der Dinge in 
Frankreich. Dieses Gefühl hat ihn in dem Augenblick beherrscht, als er sich zum er­
stenmal nach Frankfurt am Main Der Abschluß des Friedens hatte diesen Ein­
druck gemildert. Aber es ging darum, noch zu erfahren, ob die gegenwärtige franzö­
sische Regierung auch in der Lage sein werde, die stipulierten und von ihr akzeptier­
ten Bedingungen zu erfüllen; ob sie mit der Insurrektion von Paris fertig werden 
könne und ob sie nicht von den Ereignissen überrannt und ihrerseits durch den revo­
lutionären Sturm fortgerissen werden würde. 

Ohne die Aufrichtigkeit von Herrn Thiers und seiner Kollegen zu verdächtigen, war 
es erlaubt, an der Solidität ihres pOlitischen Gleichgewichts und an ihrem Vermögen 
zu zweifeln, die vertraglich abgemachten Verpflichtungen einzuhalten. Dieses Ge­
fühl, mein Fürst, war allgemein in Berlin. Der Frieden ist geschlossen, sagte man, 
aber das sei nicht alles. Es sei noch nötig, daß er vollstreckt wird. Daraus resultierte 
ein gewisses, wohlverständliches Mißbehagen, das sich sogar durch Taten offen­
barte, So wurden alle Dispositionen für die Rückkehr der Truppen getroffen, aber der 
Befehl, sie durchzuführen, war vom Kaiser und König aufgeschoben worden. Seine 
Majestät wollte die formelle Besetzung von Paris durch die legale Armee abwarten, 
um diesen Befehl zu erteilen, 

Schon am fo!genden Tag seiner Begegnung mit den französischen Bevollmächtig­
ten telegraphierte Fürst von Bismarck an Seine Majestät den Kaiser und König: "daß 
es angebracht wäre, befriedigt zu sein und daß seine Eindrücke gut wären". Gestern 
schließlich ist die Nachricht vom Eintritt der Versailler in Paris durch ein Telegramm 
des Kanzlers hierhergelangt, das dasjenige wiedergab, welches Herr Jules Favre ge­
rade erhielt.50 Der Kaiser und König übermittelte die Kopie desselben am gleichen 
Abend der Kaiserin, die geruhte, uns in dem Augenblick davon in Kenntnis zu setzen, 
als wir uns um die Teetafelihrer Majestät versammelt hatten. 

Heute nachmittag habe ich den Kaiser und König gesehen, als er die Kaiserin ver­
ließ. "Sie kennen zweifellos bereits", sagte Seine Majestät zu mir, "daß große Ereig­
nis; den Eintritt der Truppen in Paris; den letzten Nachrichten nach sollen drei Ar­

die von Douay, Clinchant und Ladmirault, die Stadt besetzen. Man muß 

folglich noch die Nachrichten von heute abwarten, um zu sehen, ob es nicht innere 
Kämpfe in bestimmten Vierteln von Paris gab. Aber das ist ein großes Ereignis." Der 
Kaiser und König schien sehr befriedigt, und, als ich bemerkte, daß sich jedermann 
zu diesem Ergebnis beglückwünschen müßte, fügte Seine Majestät hinzu: "Gewiß, 
der Frieden wird endlich ausgeführt werden können." 

Wir scheinen, mein Fürst, einem Augenblick nahe zu sein, da der Frieden prakti­
sche Voraussetzungen für seine Wirksamkeit erlangt, deren Fehlen sich bisher zum 
Nachteil der interessierten Teile insbesondere und Europas im allgemeinen fühlbar 
machte. 

Ich habe die Ehre, Herr Kanzler, mit vorzüglicher Hochachtung zu sein Euer Durch­
laucht ergebenster und untertänigster Diener 

P.d'Oubril. 
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S.237. 

18 Siehe dazu An m. 4. 
19 Fabrice verfaßte über seine Gespräche mit dem französischen Außenminister, 

die am 31.März und am 1.Apri11871 stattfanden, einen umfangreichen Bericht, 

der am 5. April im Auswärtigen Amt vorlag und in den offiziellen Kreisen für er­

hebliches Aufsehen sorgte (pA-Bonn, Frankreich, Nr.70, Bd. 105, BI. 75--82). Für 

Unstimmigkeiten zwischen dem Generalgouverneur und dem Kanzler im Zusam­

mit dem Abschluß der Militärkonvention gibt es keinerlei Anhalts­
punkte. 

20 Bei der Entgegennahme einer Adresse des Deutschen Reichstages erklärte Kai­

ser Wilhelm am 2.April 1871, die Pariser Kommune wäre eine "unmittelbare 

Folge der seit achtzig jahren immerwährenden Revolution, die Alles bis auf die 

Dynastien entwurzelt hat, und auf deren Wegen es kein Ende giebt. Das soll auch 

uns eine Warnung sein." (Stenographische Berichte über die Verhandlungen des 

Deutschen Reichstages. I. Legislatur-Periode. -I. Session 1871, Bd. 1, Berlin 1871, 
S.111.) 
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21 Siehe auch die Telegramme des russischen Gesandten vom 10. und 11 

1871. In: Beiträge zur Marx-Engels-Forschung, Heft 28, Berlin 1989, S. 237. 

22 Siehe auch das Telegramm des russischen Gesandten vom 17.ApriI1871.ln: Bei­

träge zur Marx-Engels-Forschung, Heft 28, Berlin '1989, S. 237. 

23 Siehe auch den Brief des russischen Gesandten vom 18. April 1871. in: Beiträge 

zur Marx-Engels-Forschung, Heft 28, Berlin 1989,8.238. 

24 Der Gesandte der USA, Benjamin Washburne, der bereits während des Deutsch­

Französischen Krieges die Interessen der Angehörigen des Norddeutschen Bun­

des in Paris wahrgenommen hatte, berichtete am 11. April 1871 in einem an Bis­

marck gerichteten Brief, daß die Versailler bei einem Angriff auf Paris mit einem 

heftigen Widerstand der Kommunarden rechnen müßten und "jeder Tag Verzug 
macht sichtlich die Unterdrückung des Aufstandes schwieriger". (PA-Bonn, 

Frankreich, Nr. 70, Bd. 108, BI. 74-76.1 Sein Schreiben hat am 16.April im Auswär­

tigen Amt vorgelegen und wurde als Beweis für die mangelnde Initiative der Ver­

sailler Regierung bei der Eroberung von Paris gewertet. 

25 Der beiliegende Zeitungsausschnitt enthält die Rede, die Bismarck am 24.April 

1871 im Reichstag gehalten hat (Stenographische Berichte über die Verhandlun­

gen des Deutschen Reichstages, 1. Legislatur-Periode, I. Band, Berlin 1871, 

S. 346/347). - August Bebei, der nach Bismarck das Wort ergriff, stimmte gegen 

den Gesetzentwurf und setzte sich in seiner Rede mit den Folgen des Raubkrieges 

für die weitere Entwicklung Deutschlands auseinander. Gleichzeitig verteidigte 

er "die so viel verleumdete und angegriffene Kommune in Paris", die entgegen 

den Behauptungen der bürgerlichen Presse "mit der größten Mäßigung vor­

(August Bebei, Ausgewählte Reden und Schriften, Band 1, Ber!in 1970, 

S. 1451. Siehe dazu auch den Brief des russischen Gesandten vom 26.ApriI1871. 

in: Beiträge zur Marx-Engels-Forschung, Heft 28, Berlin 1989, S. 238/239. 

26 Siehe dazu auch das Telegramm des russischen Gesandten vom 27.ApriI1871. 

In: Beiträge zur Marx-Engels-Forschung, Heft 28, Berlin 1989, S. 239. 

27 Zar Alexander 11. wurde am 29.Apri11818 als Sohn Nikolaus I. und Alexandra Fe­

derownas, der Schwester Kaiser Wilhelms, geboren. 

28 	Alexander 11. weilte vom 8. bis 10.Juni 1871 in Berlin und verbrachte anschlie­

ßend mit seiner Familie einen Sommeraufenthalt in Bad Homburg und anderen 

Kurorten Süddeutsch lands. 

29 	Siehe dazu auch das Telegramm des russischen Gesandten vom 27.April1871. 

In: Beiträge zur Marx-Engels-Forschung, Heft 28, Berlin 1989, S.239. 

30 	 Ausgehend von der Notwendigkeit, die zwischen Frankreich und Deutschland 

auftretenden Probleme klar zu präzisieren, damit beide Seiten zu Beschlüssen ge­

langen, die deren nationalen Interessen gerecht werden, schildert Favre in die­

sem Brief an Fabrice den Hergang der Ereignisse seit der Kriegserklärung. Beredt 
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hebt er die Aufrichtigkeit seiner Regierung hervor und beklagt das ständige Miß­

trauen der deutschen Behörden. (PA-Bonn, Frankreich, Nr. 70, Bd. 112, BI. 65-69.) 
31 	 Generalgouverneur Fabrice gab Bismarck am 21 April eine ausführliche Charak­

teristik über die Mitglieder der Versailler Regierung, in der er u.a. feststellte: 

"Favre voran schätze ich als einen loyalen und zuverlässigen Charakter ohne Hin­

tergedanken [ .. .fThiers dagegen wohl geistvoller und bedeutender, aber auch 
ein eitler Mann, dem ich Zuverlässigkeit nicht zutraue" (Bismarck und die Frie­
densunterhändler, a. a. 0., S. 81). 

32 	 Am 16.April machte Bismarck in einem Schreiben an Kaiser Wilhelm den Vor­

schlag, "eine gewisse Zahl von Feldbataillonen in maxima 30 - aus Frankreich 
zurückzuziehen, um ihnen die Bewachung der französischen Kriegsgefangenen 

übertragen und eine entsprechende Anzahl von landwehr-Bataillonen entlassen 
zu können." (PA-Bonn, Frankreich, Nr. 70, Bd. 108, BI.18.) 

33 	Am 26. April führte in Fort Aubervillier ein Beamter des Auswärtigen Amtes, Graf 
von Holstein, im direkten Auftrag von Bismarck ein Gespräch mit dem General 

der Kommune, Cluseret. Dabei wurde auch über die Möglichkeit einer Vermitt­
lung zwischen der Versailler Regierung und der Kommune durch die deutsche 

Regierung gesprochen, aber das angebliche Angebot einer Besetzung '"on Paris 

durch deutsche Truppen war ebenso eine freie Erfindung Bismarcks wie seine 
Behauptung, daß die Pariser sich mit preußischer Städteordnung zufriedenge­

ben würden. (Siehe dazu den Holstein-Bericht in: Bismarck und die Friedensun­

terhändler 1871, S.100-106, die Aufzeichnungen von Cluseret in: Gustav Paul 

Cluseret, Memoires, t. 2, p. 1-23, aber auch den Brief des russischen Gesandten 

vom 4. Mai 1871 in den "Beiträgen zur Marx-Engels-Forschung, Heft 28, 
S.240/241.) 

34 Siehe dazu das Telegramm des russischen Gesandten vom 2. Mai 1871 in den 

"Beiträgen zur Marx-Engels-Forschung", Heft 28, Berlin 1989, S. 239/240. 

35 Siehe dazu das irrtümlich auf den 3. Mai datierte Telegramm des russischen Ge­

sandten vom 4. Mai 1871 in den "Beiträgen zur Marx-Engels-Forschung", Heft 28, 
Berlin 1989, S. 240. 

36 Die Versailler Regierung war an den Friedensverhandlungen in Frankfurt am 

Main durch den Außenminister Favre und den Finanzminster POL'yer - Quertier 

vertreten; außerdem nahmen an den Beratungen das Mitglied der Nationalver­

Goulard und der Gesandte de Clercque teil, die bereits in Brüssel an 
den Friedensverhandlungen beteiligt waren. 

37 "Auf der amerikanischen Gesandtschaft sieht man den Fall von Paris als sicher, 

aber nicht als nahe bevorstehend an und glaubt, dal~ nach der Erstürmung der 

Enceinte noch ein erbitterter Kampf und allgemeine Plünderung zu erwarten 
sind", telegraphierte Generalgouverneur Fabrice am 1. Mai 1871 nach Berlin im 
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Anschluß an ein Gespräch mit dem Sekretär des amerikanischen Gesandten 
Washburne (PA-Bonn, Frankreich, Nr. 70, Bd. 112, BI. 55). 

38 Das Telegramm des russischen Gesandten vom 7. Mai 1871 konnte im Archiv der 
Außenpolitik Rußlands in Moskau nicht aufgefunden werden. 

39 	 Im Artikel 1 0 des Friedensvertrages wurde ausdrücklich festgestellt: ,,20000 Ge­
fangene sollen ohne Verzug nach lyon dirigiert werden, unter der Bedingung, 

daß sie nach ihrer Organisierung sofort nach Algerien geschickt werden, um in 
dieser Kolonie zur Verwendung zu kommen" (Reichsgesetzblatt. 1871, S. 230). 

40 	 Noch während der Verhandlungen in Frankfurt am Main unterrichtete General­
feldmarschall Moltke Bismarck am 9. Mai, daß, unter der Voraussetzung der be­

vorstehenden Unterzeichnung des Friedensvertrages nach Rücksprache mit Kai­

ser Wilhelm, "wir Mitwirkung bei Unterwerfung von Paris vertraulich zusagen 

[... ] Gewährung von 20000 Gefangenen für Algier und weiteren 30 bis 40000, 
selbst 60000 für die Südstädte erachten Seine Majestät für unbedenklich". (Hel­

muth von Moltke, Militärische Korrespondenz, S. 721. -Siehe dazu auch das Tele­
gramm des russischen Gesandten vom 8. Mai 1871. In: Beiträge zur Marx-Engels­
Forschung, Heft 28, Berlin 1989, S.241.) 

41 	 Gortschakow informierte am 3. Mai seinen Gesandten in Berlin über eine Be­

schwerde des französischen Außenministers, der in Petersburg erklären ließ, 

daß sich die deutsche Regierung durch ihr Verhalten "fast zum Bundesgenossen 
der Commune" mache. (Bismarck und die Friedensunterhändler 1871, S. 122.) 

42 	 Siehe auch das Telegramm und den Brief des russischen Gesandten vom 9. Mai 

1871. In: Beiträge zur Marx-Engels-Forschung, Heft 28, Berlin 1989, S. 241. 
43 	Der Text d.es Friedensvertrages und seiner Zusatzartikel wurde in der französi­

schen Originalfassung und der deutschen Übersetzung am 19.Juni 1871 im 

Reichsgesetzblatt, 1871, S. 223-238 veröffentlicht. 

44 	In seiner am 12. Mai vor dem Deutschen Reichstag gehaltenen 1-1ede bekannte 

Bismarck, daß es seine Absicht gewesen wäre, "Pa ris entweder du rch Akkord mit 
der Kommune oder durch Gewalt" einzunehmen, wenn die Vertreter der Versail­

ler Regierung den Friedensvertrag in Frankfurt am Main nicht unterschrieben hät­

ten (Stenographische Berichte Üb!:H die Verhandlungen des Deutschen Reichsta­
ges. f legislaturperiode. -I. Session 1871, Bd. 1, Berlin 1871, S. 669). 

45 Prinz Heinrich von Reuß war deutscher Gesandter in Petersburg. 

46 Siehe dazu auch das Telegrarnm des russischen Gesandten vorn 16. Mai 1871. 

Beiträge zur Marx-Engels-Forschung, Heft 28, Berlin 1989, S. 242. 

47 Graf Bernstorffwar deutscher Gesandter in London. 

48 Siehe dazu auch das Telegramm des russischen Gesandten vom 19. Mai 1871. In: 
zur Marx-Engels-Forschung, Heft 28, Berlin 1989, S. 243. 

49 In seinem an Bisrnarck gerichteten Promemoria über die Friedensverhandlungen 

in Brüssel berichtete Graf Arnim über die häufiQ anzutreffende Meinunq, "daß 
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Thiers den Sieg über die Pariser nicht überleben wird. Es wird für nicht unwahr­
scheinlich gehalten, daß unmittelbar nachher ein neuer Kampf der dynastischen 

Parteien ganz Frankreich dermaßen beschäftigen wird, daß die Franzosen für 

eine Nebensache wie die Abfindung mit Deutschland keine Zeit übrig behalten" 
(Bismarck und die Friedensunterhändler 1871, S. 117). 

50 	 Das Telegramm traf um 20 Uhr 35 in Berlin ein und hatte folgenden Inhalt: "Herr 

Jules Favre theilt mir soeben folgende Depesche mit, welche er aus Versailies 

vom heutigen Tage 5 Uhr 30 Minuten erhalten hat. ,Ich habe die unermeßliche 

Freude, Ihnen anzuzeigen, daß unsere Truppen soeben widerstandslos durch die 

porte de St. Cloud in Paris eingezogen sind. Nach Montrouge hin geben die Insur­

genten alle ihre Stellungen auf. Sobald ich Details haben werde, werde ich sie Ih­
nen übermitteln. 

Graf von Pontecoulant: 

gez. Bismarck" 
(PA-Bonn, Frankreich, Nr. 70, Bd.115, BI.65). 

dem wissenschaftlichen leben 
der Marx-Engels-Abteilung 

(Januar 1985 bis Dezember 1987) 

1985 
Januar 

17.Januar 

21. Januar bis 

1. Februar 

30. Januar 

12. Februar 

12.März 

18. bis 

22. März 

18.März 

bis 

5.April 

Erscheinen von Heft 17 der "Beiträge zur Marx-Engels-Forschung". 


Leitungssitzung des Wissenschaftlichen Rates für Marx-Engels­


Forschung der DDR. Beraten werden der Anteil der Marx-Engels­


Forschung am Zentralen Forschungsplan der marxistisch-lenini­


stischen Gesellschaftswissenschaften 1986-1990, die Konzep­


tion für die 34. Tagung des Wissenschaftlichen Rates und die 


Konzeption für die Monographie "Geschichte des Bundes der 


Kommunisten" . 


Zur Begutachtung des wissenschaftlichen Apparates des MEGA­


Bandes 111/5 (Bandleiter Antonina Korotejewa) weilt Martin Hundt 


im IML Moskau. 


Gemeinsame Beratung der MEGA-Forschungsgruppe an der 


Universität Halle-Wittenberg mit dem Sektor "Das Kapital" der 


Marx-Engels-Abteilung über Forschungsprobleme am MEGA­


Band 11/4.2. 


Beratung der MEGA-Kommission der Abteilung über die Allge­


meine Textgeschichte zum "Anti-Dühring" für den MEGA-Band 


1/27 und die Bearbeitungskonzeption für den Ergänzungsband 40 


derMEW. 


Besuch der Professoren Atsuo Hirano, Shinya Shibata und Foshi­


nori Numata von der Tohoku-Universität Sendai (Japan) im IML. 


Ihr spezielles Interesse gilt den Arbeitsergebnissen der Marx­


Engels-Abteilung, insbesondere der Edition der Marxschen öko~ 


nomischen Manuskripte von 1857/1858 und 1861-1863. 


Meinungsaustausch mit Professor Fumikasu Yoshidda (Asso­


ciate Prof., Faculty of Economics, Hokkaido University, Japan) 


und Tsuyoshi Nakanischi Ma (Research Assistent, Economics Fa­


culty, Rikkyo University, Japan) über Probleme der Marxschen 


ökonomischen Manuskriptevon 1861-1863. 


Begutachtung des wissenschaftlichen Apparates des MEGA­


Bandes 111/6 (Bandleiter Nikita Kolpinski und Nikita Federowski) 


durch Hans Jürgen Bochinski und Hanno Strauß im IML Moskau. 
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